Geſetz⸗Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


No. 12. —— 


(No. 2100.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 6. Juni 1840., womit der Tarif zur Erhebung 


des Damm⸗ und Brückgeldes bei Benutzung des Dammes zwiſchen Stet⸗ 
tin und Alt⸗Damm genehmigt wird. 


(9 
Ss 7 2 den mit Ihrem Berichte vom 28. April c. eingereichten Tarif für 
FE die Erhebung des Damm- und Bruͤckgeldes bei der Benutzung des Dammes 


von Stettin nach Alt⸗Damm genehmigt, und ſende Ihnen denſelben vollzogen 
zuruͤck, um die Publikation durch die Geſetzſammlung zu bewirken. 


Berlin, den 6. Juni 1840. 


Auf Befehl Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs, 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
An den Staats⸗ und Finanzminiſter, Grafen v. Alvensleben. 


Jahrgang 1820. (No. 2100) 9 N Tarif, 
(Ausgegeben zu Berlin den 18. Juli 1840.) 


= Bi — 
Tarif, 


nach welchem das vereinigte Damm- und Bruͤckgeld fuͤr Benutzung 
des Dam mes von Stettin nach Altdamm und der darin belegenen 
Bruͤcken zu entrichten iſt. N 


An Damm: und Bruͤckgeld wird entrichtet: 


A. vom Fuhrwerk, einſchließlich der Schlitten, Ser 9 
J. zum Fortſchaffen von Perſonen, als Extrapoſten, Kutſchen, Ka⸗ 
leſchen, Kabriolets, u. ſ. w., für jedes Zugt hier 1.58 


II. zum Fortſchaffen von Laſten: 


1) von beladenem — d. h. von ſolchem, worauf ſich, außer deſ⸗ 
ſen Zubehoͤr und außer dem Futter fuͤr hoͤchſtens drei Tage, 
an anderen Gegenſtaͤnden mehr, als zwei Centner, befin⸗ 


den, — für jedes Zugthier nme nennen 148 
2) von unbeladenem, 
a) Frachtwagen, fuͤr jedes Zugthier⸗ 7 dan nie — 10 
b) gewoͤhnlichem Landfuhrwerk und Schlitten, fuͤr jedes 
Jugthier .. ee ung e e HR — 13 


B. von unangeſpannten Thieren: 
I. von jedem Pferde, Maulthiere, oder Mauleſel, mit oder ohne 
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II. von jedem Stüd Rindvieh, oder Eſe l. ie 


III. a je fünf Sohlen, Kaͤlbern, Schaafen, Laͤmmern, Schweinen, 5 
Ba aaa e Ban al e — 


Weniger, als fuͤnf der vorſtehend zu III. gedachten Thiere, ſind frei. 
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Befreiungen. 


Damm: und Bruͤckgeld wird nicht erhoben: 

1) von Pferden und Maulthieren, welche den Hofhaltungen des Koͤniglichen 
Hauſes, oder den Koͤniglichen Geſtuͤten angehoͤren; 

2) von Armeefuhrwerken und von Fuhrwerken und Thieren, welche Militair 
auf dem Marſche bei ſich fuͤhrt; von Pferden, welche von Offizieren, oder 
in deren Kategorie ſtehenden Militairbeamten im ienſt und in Dienſt⸗ 
Uniform geritten werden; imgleichen von den unangeſpannten etatsmaͤßi⸗ 
gen Dienſtpferden der Offiziere, wenn dieſelben zu dienſtlichen Zwecken 
die Offiziere begleiten, oder beſonders gefuͤhrt werden, jedoch im letzteren 
Falle nur, ſofern die Fuͤhrer ſich durch die von der Regierung ausge⸗ 
ſtellte Marſchroute, oder durch die von der oberen Militairbehoͤrde er⸗ 
theilte Order ausweiſen; 

3) von 
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3) von Fuhrwerken und Thieren, deren mit Freikarten verſehene öffentliche 
Beamte auf Dienſtreiſen innerhalb ihrer Geſchaͤftsbezirke, oder Pfarrer 
bei Amtsverrichtungen innerhalb ihrer Parochie ſich bedienen; 

4) von ordinairen Poſten, einſchließlich der Schnell-, Kariol⸗ und Reitpoſten, 
nebſt Beiwagen; imgleichen von oͤffentlichen Kourieren und Eſtafetten 
Ei von allen, von Poſtbefoͤrderungen leer zurückfehrenden Wagen und 

erden; 

5) von Fuhrwerken und Thieren, mittelſt deren Transporte für unmittelbare 
Rechnung des Staats geſchehen, auf Vorzeigung von Freipaͤſſen; von 
Vorſpannfuhren auf der Hin⸗ und Ruͤckreiſe, wenn ſie ſich als ſolche 
durch die Beſcheinigung der Ortsbehoͤrde, imgleichen von Lieferungsfuh⸗ 
ren, ebenfalls auf der Hin⸗ und Ruͤckreiſe, wenn ſie ſich als ſolche durch 
den Fuhrbefehl ausweiſen; 

6) von Feuerloͤſchungs⸗, Kreis: und Gemeine⸗Huͤlfsfuhren; von Armen⸗ und 
Arreſtantenfuhren; 

7) von Fuhren mit thieriſchem Dünger (Stallduͤngermiſt); 

8) von Kirchen- und Leichenfuhren innerhalb der Parochie; 


9) von allem mit Materialien zum Bau des Dammes, oder der darin lie⸗ 
genden Bruͤcken beladenen Fuhrwerk; 


10) Hinſichtlich der durch beſondere Titel rechtlich erworbenen Anſpruͤche auf 
abgabenfreie Benutzung des Dammes und der darin belegenen Bruͤcken 
wird durch dieſen Tarif nichts geaͤndert. 


Zufaͤtzliche Vorſchriften. 

1) Jeder muß bei der Hebeſtelle anhalten, auch wenn er nicht verpflichtet . In Betreff 

iſt, das Damm⸗ und Bruͤckgeld zu entrichten. — 
Nur hinſichtlich der Poſtillone, welche Preußiſche Poſtfuhrwerke oder 

Poſtpferde fuͤhren, findet, wenn ſie zuvor in das Horn ſtoßen, eine Aus⸗ 

nahme ſtatt. / 

2) Das Damm⸗ und Bruͤckgeld ift bei Berührung der Hebeftelle zu erle⸗ 
gen. Zu der für den Betrag maßgebenden Beſpannung eines Fuhr⸗ 
werks werden ſowohl die zur Zeit der Beruͤhrung der Hebeſtelle ange⸗ 
ſpannten als auch diejenigen Thiere gerechnet, welche, ohne augenſchein⸗ 
lich eine andere Beſtimmung zu haben, bei dem Fuhrwerke befindlich ſind. 

fi der Damm vor Berührung der Hebeſtelle mit ftärferer Be⸗ 


3) Jeder hat eine Quittung über die von ihm bezahlte Abgabe zu fordern, 
dieſelbe den Zoll⸗, Steuer⸗, Polizei⸗ oder Wegeaufſichts⸗Beamten auf 
Verlangen jederzeit vorzuzeigen und, je nachdem der Weg bis zu einer 
„uhauffeegeld-Hebeftelle oder bis Stettin 5 wird, die Quittung, bei 
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(No Ders 


II. in poli 
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hung. 


zeili⸗ 


Bezie⸗ 


Vermeidung nochmaliger Zahlung, bei der naͤchſten Chauſſeegeld-Hebe⸗ 
ſtelle, oder der Thorkontrole in Stettin abzugeben. 

Die Fortſetzung der Fahrt bis zur naͤchſten Hebeſtelle, oder der ge⸗ 
dachten Thorkontrole darf jedoch in keinem Falle und ſelbſt dann nicht 
gehindert werden, wenn ſich eine Kontravention (zu 4.) ergeben ſollte. 


Wer die Hebeſtelle umfaͤhrt, oder, wider die Beſtimmung zu 1. bei der⸗ 
ſelben nicht anhaͤlt, oder, in dem zu 2. bezeichneten Falle, die vor Be⸗ 
ruͤhrung der Hebeſtelle benutzte ſtaͤrkere Beſpannung nicht anzeigt, oder 
Thiere, welche zum Angeſpann eines Fuhrwerks gehoͤren, vor der Hebe⸗ 
ſtelle davon trennt und als . angiebt, oder uͤberhaupt es un⸗ 
ternimmt, ſich der Entrichtung der Abgabe auf irgend eine Art ganz, oder 
theilweiſe zu entziehen, erlegt außer der vorenthaltenen Abgabe deren vier⸗ 
fachen Betrag, mindeſtens aber einen Thaler, als Strafe. 


5) Wer eigenmaͤchtig den Schlagbaum der Hebeftelle öffnet, zahlt drei Tha⸗ 
ler, wer, den Beſtimmungen zu 3. zuwider, die Quittung nicht vorzeigt, 
zehn Silbergroſchen bis einen Thaler als Strafe. 

6) Jedermann muß den Poſten auf den Stoß in das Horn ausweichen, 
dei Vermeidung einer Strafe von fuͤnf bis funfzig Thalern. 


7) Fuhrwerke, welche ſich begegnen, muͤſſen nach der rechten Seite hin halb 
ausweichen. 

Von zwei Fuhrwerken, die ſich einholen, muß das vordere nach der 
linken Seite hin 8 weit ausbiegen, daß das nachfolgende zur rechten 
Seite mit halber Spur vorbeifahren kann. . 

S) Holz darf auf dem Damme und den Brücken nicht geſchleppt werden, 
Pfluͤge, Eggen und aͤhnliche Gegenſtaͤnde duͤrfen darauf nur auf Schleifen 
fortgeſchafft werden. 


9) Die Fahrbahn darf nicht durch Anhalten oder auf irgend eine andere 
Weiſe geſperrt, oder verengt werden. 

Weder auf dem Damme, den Bruͤcken oder den Banquets, noch 
in den Seitengraͤben duͤrfen Gegenſtaͤnde niedergelegt werden, oder lie⸗ 
gen bleiben, welche nicht der Bauverwaltung angehören. Eben ſo wenig 
dürfen Scherben, Kehricht, Unkraut, oder anderer Unrath hinauf⸗ oder 
hineingeworfen werden. Jedoch iſt den Beſitzern der am Damm liegen⸗ 
den Wieſen zu geſtatten, daß ſie, unter 1 der von den Bau⸗ 
Beamten zur Vermeidung der Stoͤrung, oder Belaͤſtigung des Verkehrs 
zu treffenden Anordnungen, das auf den bezeichneten Wieſen gewonnene 
Heu auf den Damm bringen und auf demſelben aufladen. 


10) Niemand darf auf dem Damme, den Brücken, den Banquets, oder in 
den Seitengräben Vieh füttern, oder anbinden, oder daſſelbe auf den 
Banguets, Boͤſchungen, oder in den Seitengräben laufen, oder weiden 
laſſen, oder treiben. Es iſt verboten, auf den Banquets, den Boͤſchun⸗ 
125 oder in den Gräben zu fahren, oder zu reiten, oder auf den Boͤ⸗ 
chungen, oder in den Graͤben zu gehen. 
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11) Auf 
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11) Auf den Bruͤcken darf nur im Schritt gefahren, oder geritten werden. 

12) Der Fuͤhrer eines Fuhrwerks darf ſich von demſelben, wenn er anhaͤlt, 
nicht uͤber fuͤnf Schritte entfernen, ohne die Pferde abzuſtraͤngen. Auch 
waͤhrend des Fahrens muß derſelbe entweder ſtets auf dem Fuhrwerke, 
das e in der Hand, oder auf einem der Zugthiere, oder in ihrer 
unmittelbaren Nähe bleiben und das Geſpann fortwährend unter Auf⸗ 
ſicht halten. 

13) Beim Fahren dürfen niemals mehr, als zwei Fuhrwerke an einander ger 
bunden ſeyn. 

14) Wer den Vorſchriften unter 7 bis 13. entgegenhandelt, hat außer dem 
8 eine Strafe von zehn Silbergroſchen bis fuͤnf Thaler 
verwirkt. 

15) Wer den Damm, oder die Brücken, die dazu gehoͤrigen Gebaͤude, 
Bruͤckendurchlaͤſſe oder ſonſtigen Vorrichtungen, als Meilenzeiger, Weg⸗ 
weiſer, Tafeln, Schlagbaͤume, Prellſteine und Pfaͤhle, ingleichen wer die 
Pflanzungen, oder Materialien beſchaͤdigt, oder die letzteren in Unordnung 
bringt, muß, inſofern er nach den allgemeinen Strafgeſetzen nicht eine 
härtere Strafe verwirkt hat, außer dem Schadenerſatze eine Strafe 
von einem bis fünf Thaler erlegen. 

16) un der Bäume am Damme find, wenn die allgemeinen 
Geſetze Feine härtere Strafe beſtimmen, vorbehaltlich des Schadenerſatzes, 
mit einer Strafe von fünf Thalern für jeden durch Verſchulden befhä- . 
digten Baum zu ahnden. 

17) Im Unvermoͤgensfalle tritt verhaͤltnißmaͤßiges Gefaͤngniß an die Stelle in. Zum Alges 


— 


der vorſtehend zu 4 bis 16. angeordneten Geldſtrafen. 
18) Widerſetzlichkeiten gegen Beamte, zu denen auch der Damm- und Bruͤck⸗ 
geldpaͤchter zu zaͤhlen iſt, werden nach den allgemeinen Geſetzen beſtraft. 
19) Unſichere, oder ungekannte Uebertreter ſind zur Haft zu bringen und an 
die zuſtaͤndigen Behoͤrden abzuliefern. l 


Gegeben Berlin, den 6. Juni 1840. 
Auf Befehl Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs, 
(L. S.) Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Graf v. Alvensleben. 


Ge. 2100-2101. (No, 2101.) 
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(No. 2101.) Geſetz über die Verjährungsfriſten bei öffentlichen Abgaben. Vom 18. Juni 1840. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen über die Verjaͤhrungsfriſten bei offentlichen Abgaben, woruͤber im Ge⸗ 
ſetz vom 31. Maͤrz 1838. (Geſetzſammlung Seite 250.) eine beſondere Verord⸗ 
nung vorbehalten worden iſt, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und 
nach erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths, fuͤr den ganzen Umfang Un⸗ 
ſerer Monarchie, wie folgt: 


=... 
A. Landes ⸗ Reklamationen gegen direkte Steuern, nen gegen Abgaben, welche 
herzliche ab nach den Etats, Kataſtern oder Jahresheberollen als Grundſteuer durch Orts⸗ 


bal. Breflam a- erheber oder unmittelbar durch Unſere Kaſſen von den Steuerpflichtigen erho⸗ 
once ben werden, imgleichen gegen die Klaſſen⸗ und Gewerbeſteuer, fo wie gegen die⸗ 
Steuern. jenigen Abgaben, welche in 15 5 des $. 11. des allgemeinen Abgabengeſetzes 
vom 30. Mai 1820., als auf einen ſpeziellen Erhebungstitel beruhend, zu ent⸗ 
richten ſind, muͤſſen ohne Unterſchied, ob ſie auf Ermaͤßigung oder auf gaͤnzliche 
Befreiung gerichtet ſind, binnen drei Monaten vom Tage der Bekanntmachung 
der Heberolle, oder wenn die Steuer im Laufe des Jahres auferlegt worden, 
binnen drei Monaten nach erfolgter Benachrichtigung von deren Betrage, oder 
endlich, im Falle eine periodiſche Veranlagung und Anfertigung von Heberollen 
nicht ſtattfindet, binnen den erſten drei Monaten jedes Jahres, bei der Behoͤrde 
angebracht werden. . 
Wird dieſe Friſt verſaͤumt, fo erliſcht der Anſpruch auf Steuer⸗Ermaͤßi⸗ 
gung oder Befreiung, ſo wie auf ee fuͤr das laufende Kalenderjahr. 
ſt die Reklamation vor dem Ablaufe der Friſt angebracht, und wird 
ſolche begründet gefunden, fo erfolgt die Ermäßigung oder gaͤnzliche Befreiung 
für er laufende Jahr. Fuͤr verfloffene Jahre wird Feine Ruͤckzahlung 
gewaͤhrt. 
Tritt eine ſolche Veraͤnderung ein, wodurch die bisherige Steuerverpflich⸗ 
tung aufgehoben wird, ſo muß davon der Behoͤrde Anzeige gemacht werden. 
Bis zu Ende des Monats, in welchem dieſe Anzeige erfolgt, kann die Entrich⸗ 
tung der Steuer gefordert werden. 


F. 2. 


b. indirekte Auf Zuruͤckzahlung zu viel erhobener Eingangs⸗, Ausgangs⸗ und Durch⸗ 
Steuern. gangsabgaben, der in Folge der Zollvereinigungs⸗Vertraͤge zu erhebenden Aus⸗ 
gleichungsabgaben, der Branntwein⸗, Braumalz⸗, Mahl⸗ und Schlachtſteuer, 

der Weinmoft- und Tabacksſteuer, der Salzabloͤſungsgelder, der Blei⸗ und Zet⸗ 

telgelder, der Wege⸗, Bruͤcken⸗, Faͤhr⸗, Waage⸗ und Krahngelder, der Kanal-, 
Schleuſen⸗, Schifffahrts- und Hafenabgaben und der Niederlagegelder findet 

ein Anſpruch nur ſtatt, wenn derſelbe binnen Jahresfriſt, vom Tage der Ver⸗ 

ſteuerung an gerechnet, angemeldet und begruͤndet wird. - 

$: 3. 
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. 3. 

Wird in den Fällen der $$. 1 und 2. die Reklamation ganz oder theil⸗ 
weiſe zuruͤckgewieſen, ſo iſt dagegen der Rekurs an die vorgeſetzte Behoͤrde bin⸗ 
nen einer Praͤkluſivfriſt von ſechs Wochen, vom Tage der Bekanntmachung des 
Beſcheides an gerechnet, zulaͤſſig. Wendet ſich der Reklamant an eine inkom⸗ 
petente Behoͤrde, ſo hat dieſe das Rekursgeſuch an die kompetente Behoͤrde ab⸗ 
— 1 7 ohne daß dem Reklamanten die Zwiſchenzeit auf die Friſt anzurech⸗ 
nen iſt. N 


f $. 4. 

n den Faͤllen, in welchen nach den beſtehenden Geſetzen uͤber die Steuer⸗ 
Veerpfich tung der Weg Rechtens nachgelaſſen Ik fann die Steuer nur von dem 
Anfange desjenigen Kalenderjahres an zuruͤckgefordert werden, worin die Klage 
angemeldet, oder worin vor der Klage eine Reklamation bei der Verwaltungs⸗ 
Behoͤrde eingereicht worden iſt. 


5 


§. 5. 
Eine Nachforderung von Grundſteuern iſt zulaͤſſig ſowohl bei gaͤnzlicher, I. Nachfor 
Uebergehung, als bei zu geringem Anſatz, in beiden Fallen aber nur für das Le. Yireite 
Kalenderjahr, worin die Nachforderung geltend gemacht wird. Steuern. 


866 18 
Die Nachforderung von Klaſſen⸗, Gewerbe⸗ und perſoͤnlichen, auf beſon⸗ 
deren Titeln beruhenden Steuern findet im Fall gaͤnzlicher Uebergehung nach 
den im F. 5. enthaltenen Regeln ſtatt; im Fall eines zu geringen Anſatzes fällt 
bei dieſen Steuern jede Nachforderung weg, jedoch unbeſchadet der geſetzlichen 
Wiederumlage bei Gewerbeſteuer⸗Geſellſchaften, welche nach Mittelſaͤtzen ſteuern. 


8 > $. 7. 
Bei den im $. 2. erwähnten indirekten Steuern kann der Betrag deffen, Steulndlrett 
was zu wenig oder gar nicht erhoben worden iſt, nur binnen einem Jahre, vom en. 
Tage des Eintritts der Zahlungsverpflichtung an gerechnet, nachgefordert werden. 


$. S. 

Zur Hebung geſtellte direkte oder indirekte Steuern, welche im Ruͤck⸗ „II. Ber 
ſtande verblieben oder kreditirt find, verjähren in vier Jahren, von dem Ablaufe enankade 
des * an gerechnet, in welches ihr Zahlungstermin faͤllt. 

Die Verjährung wird durch eine an den Steuerpflichtigen erlaſſene Auf- 
forderung zur Zahlung, ſo wie durch Verfuͤgung der Exekution, oder durch be: 
willigte Stundung der Steuer unterbrochen. 

Nach Ablauf des Jahres, in welchem die letzte Aufforderung zugeſtellt, 
Exekution verfuͤgt worden, oder die bewilligte Friſt abgelaufen iſt, beginnt eine 
neue vierjaͤhrige Verjaͤhrungsfriſt. 


$. 9. 

Reklamationen wegen Steuern, welche vor Publikation dieſes Geſetzes I, Tran. 
entrichtet worden ſind, ſo wie Nachforderungen wegen Steuern aus dieſer Zeit, — 
müffen, bei Verluſt des Anſpruchs, binnen Jahresfriſt nach Publikation dieſes ö 
Geſetzes geltend gemacht werden. 

No. 2101.) Fuͤr 
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Fuͤr die zur Zeit der Publikation dieſes Geſetzes vorhandenen Steuer⸗ 
Ruͤckſtaͤnde beginnt die $. 8. feſtgeſetzte vierjaͤhrige Verjaͤhrungsfriſt mit dem 
1. Januar 1841. 


f $. 10. 
v. Berjäh: Iſt in der unterlaffenen Entrichtung der ganzen Steuer oder eines Theils 
rung in Konz derſelben eine Kontravention gegen die Steuergeſetze enthalten, fo verjährt die 
Fllen. Nachforderung nur gleichzeitig mit der geſetzlichen Strafe. 


§. 11. 
eee a Die in dieſem Geſetze feſtgeſetzten Friſten laufen 9 9 gegen Minderjaͤh⸗ 
— echte a rige und bevormundete Perſonen, ſo wie gegen moraliſche Perſonen, denen ges 
damen ſetzlich die Rechte der Minderjaͤhrigen zuſtehen, ohne Zulaſſung der Wiederein⸗ 
gen und were ung in den vorigen Stand, jedoch mit Vorbehalt des Regreſſes gegen die 
ſchen Perf ; x 

nen. Vormuͤnder und Verwalter. 


12. 
1 n Durch den Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt wird der Steuerpflichtige von 
jährung. jedem ferneren Anſpruch, ſowohl des Staates, als der Steuerbeamten und der 
Steuerſozietaͤten befreit. 0 
13. { 
Wegen der Verjährung der Stempelſteuer und der Reklamationen in 
Betreff dieſer Steuer, nicht minder wegen der Hypotheken und Gerichtsſchrei⸗ 
ber⸗Gebuͤhren in der Rheinprovinz, bleibt es bei den beſtehenden Vorſchriften. 


§. 14. ; 
data Dieſes Geſetz findet auch auf oͤffentliche Abgaben, welche nicht zu Unſe⸗ 
landesberrll ren Kaſſen fließen, ſondern an Gemeinden und Korporationen, ſo wie an ſtaͤn⸗ 
cen Kaſen diſche Kaſſen zu entrichten, oder als Provinzial⸗Bezirks⸗ Kreis- oder Gemeinde⸗ 
fließen. Laſten, oder zur Unterhaltung oͤffentlicher Anſtalten aufzubringen find, fo wie auf 


die mit Einziehung ſolcher Abgaben beauftragten Beamten Anwendung. 


. 15. 
Alle fruͤhere geſetzliche Vorſchriſten über die im gegenwaͤrtigen Geſetz ent⸗ 
haltenen Gegenſtaͤnde, werden hierdurch aufgehoben. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Potsdam, den 18. Juni 1840. n 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Müffling. v. Kamptz Mühler. v. Rochow. Graf v. Alvensleben. 


Beglaubigt: 
Duͤesberg. 


(No. 2102.) 
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(No. 2102.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 23. Juni 1840., wegen Verleihung der revidir⸗ 
ten Städteordnung vom 17. März 1831. an die Stadt Zirke im Groß⸗ 
herzogthum Poſen. 


Auf Ihren Bericht vom 18. v. M, will Ich der Stadt Zirke, im Großher⸗ 
zogthum Poſen, dem Wunſche derſelben gemaͤß, die revidirte Staͤdteordnung 
vom 17. März 1831. verleihen, und ermaͤchtige Sie, den Ober⸗Praͤſidenten 
der Provinz mit deren Einfuͤhrung zu beauftragen. 


Pots dam, den 23. Juni 1840. 
Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminifter v. Roch ow. 


Jahrgang 1840. (No. 2102-2103. 3 (No. 2103.) 
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(No. 2103.) Bekanntmachung wegen einer mit der freien Hanſeſtadt Bremen getroffe⸗ 
nen Uebereinkunft hinſichtlich gegenfeitiger Verkehrserleichterungen. Vom 
6. Juli 1840. 


3 der Koͤniglich Preußiſchen Regierung, fuͤr ſich und in Vertretung 
der uͤbrigen zu dem Zoll⸗ und Handelsvereine gehoͤrigen Regierungen und dem 
Senate der freien Hanſeſtadt Bremen iſt in Beziehung auf die dem Koͤnig⸗ 
lich Niederlaͤndiſchen Gouvernement in dem Handelsvertrage vom 21. Januar 
v. J. Seitens des Zollvereins zugeſtandenen Verguͤnſtigungen hinſichtlich der 
Einfuhr von Lumpenzucker zum Verſieden und von Raffinade, ingleichen des 
Bezuges von Wein, eine aͤhnliche Uebereinkunft, wie mit dem Senate der freien 
und Hanſeſtadt Hamburg (Nr. 1. der diesjaͤhrigen Geſetzſammlung) auch mit 
dem Senate der freien Hanſeſtadt Bremen mittelſt eines unter dem 4. d. M. 
Statt gehabten Notenwechſels getroffen worden. Der weſentliche Inhalt die⸗ 
ſer vom 1. Auguſt d. J. ab, und fuͤr die Dauer der gedachten Vereinbarun⸗ 
gen mit dem Koͤnigreiche der Niederlande und der freien und Hanſeſtadt Ham⸗ 
7 er Kraft tretenden Uebereinkunft wird in Folgendem zur öffentlihen Kennt: 
niß gebracht. 

1) Der Senat der freien Hanſeſtadt Bremen hat ſich verbindlich 

gemacht: 

a) fuͤr Guͤter, aus den zum Zollvereine gehoͤrigen Haͤfen der Ober⸗ 
weſer verladen, die Bremiſchen Krahn⸗ und Wuppergebuͤhren 
dergeſtalt feſtzuſetzen, daß in keinem Falle mehr als + Groten 
pro Centner Brutto fuͤr die durch die Wupper beim Aus- oder 
Einladen, mit oder ohne Benutzung von Krahn oder Wuppen 
reglementsmaͤßig zu verrichtenden Arbeiten zu zahlen iſt; 

nicht minder auch dafuͤr zu ſorgen, daß, wenn bei Ueberla⸗ 
dungen gedachter Guͤter von Bord zu Bord der Eigenthuͤmer 
derfelben es vorziehen ſollte, ftatt eigener Arbeiter ſich der Wup⸗ 
per zu bedienen, die letzteren dafuͤr nicht mehr als die einfache 
Gebuͤhr berechnen duͤrfen; 

endlich außer beſagter Krahn⸗ und Wuppergebuͤhren keine 
anderen Gefälle für die Benutzung des Bollwerks beim Ein⸗ und 
Ausladen einzuführen; 

b) die nachbenannten, weſerabwaͤrts mit der Beſtimmung zur Wie: 
derausfuhr, nach Bremen verſchifften Artikel: 

Roheiſen, Glaswaaren, friſches und getrocknetes Obſt, Mi⸗ 
neralwaſſer, gemeine Toͤpferwaaren, Pfeifenerde und Pfeifen, 
wenn fie mit dem Beweiſe ihres vereinslaͤndiſchen Urſprungs ver: 
ſehen ſind, unter Beibehaltung des ſchon beſtehenden zollfreien 
Eingangs, auch bei der Durchfuhr und Wiederausfuhr mit kei⸗ 
nerlei Zollabgaben zu beſchweren; 
wogegen u 
2) Seitens des Zoll- und Handelsvereins, in Erwiederung der vorſtehen— 
den Zugeſtaͤndniſſe, die Zuſicherung ertheilt worden iſt: 
- a) den 
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a) den in das Gebiet dieſes Vereins eingehenden Bremiſchen Lum⸗ 
penzucker und die Bremiſchen Raffinaden keinen hoͤheren Ein⸗ 
gangsabgaben, als von den gleichartigen Niederlaͤndiſchen und 
Hamburgiſchen Erzeugniſſen zu entrichten ſind, zu unterwerfen, 
vielmehr die erſteren mit den beiden letzteren auf voͤllig gleichem 
Fuße zu behandeln; 

den Bremiſchen Weinhandel im Gebiete des Zoll- und Handels⸗ 
Vereins gleicher Beguͤnſtigung mit dem Niederlaͤndiſchen und 
Hamburgiſchen Weinhandel in der Art genießen zu laſſen, daß, 
ſo lange die in den Staaten des Zollvereins zu Gunſten des 
Großhandels mit Wein beſtehende Rabattbewilligung auf die Ein- 
gangsabgaben von den unmittelbar aus den Ländern der Erzeu— 
gung eingefuͤhrten Weinen noch fortdauern, oder andere Beguͤn⸗ 
ſtigungen dieſer Art jenem Handel etwa zugeſtanden werden moͤch⸗ 
ten, dieſe Beguͤnſtigungen gleichmaͤßig auch auf die aus Bremen 
bezogenen Weine angewendet werden ſollen. 


Berlin, den 6. Juli 1840. 


b 


— 


Der Miniſter der auswaͤrtigen 
Angelegenheiten. 


Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. 


Der Finanzminiſter. 
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(Jo. 2104.) Miniſterial⸗Erklärung über die zwiſchen der Königlich Preußiſchen und Kurfürſt⸗ 
lich Heſſiſchen Regierung anderweit getroffene Uebereinkunft, wegen gegen⸗ 


ſeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen. D. d. den SM 1840. 


D. Koͤniglich Preußiſche Regierung iſt mit der Kurfuͤrſtlich Heſſiſchen Re— 
gierung dahin uͤbereingekommen, wegen der gegenſeitigen Uebernahme von Aus⸗ 
gewieſenen an der Stelle der zwiſchen beiden Ken en unter dem 28. Sep⸗ 
tember 1820. abgeſchloſſenen Vereinbarung, in Zukunft folgende Beſtimmungen 
Anwendung finden zu laſſen: 


§. 1. 

In Zukunft fol keine Perſon in das Gebiet des andern der beiden Fons 
trahirenden Theile aus gewieſen werden, wenn dieſelbe nicht entweder eine An: 
gehoͤrige desjenigen Staats iſt, welchem ſie zugewieſen wird, oder doch durch 
deſſen Gebiet als die Angehoͤrige eines ruͤckwaͤrts liegenden Staats, nothwen⸗ 
dig ihren Weg nehmen muß. 


22 
Als Staatsangehoͤrige, deren Uebernahme gegenſeitig nicht verſagt 
werden darf, ſind anzuſehen: 

a) alle diejenigen, welche durch einen, zur Zeit der Ausweiſung guͤltigen Hei⸗ 
mathſchein, oder einen noch nicht abgelaufenen Reiſepaß als Unterthanen 
des betreffenden Staates legitimirt ſind, 
alle diejenigen, deren Vater, oder, wenn ſie außer der Ehe erzeugt wur⸗ 
den, deren Mutter zur Zeit ihrer Geburt in der Eigenſchaft eines Unter⸗ 
thans mit dem Staate in Verbindung geſtanden haben, oder welche aus⸗ 
druͤcklich zu Unterthanen aufgenommen worden ſind, ohne nachher wieder 
aus dem Unterthansverbande entlaſſen worden zu ſeyn, oder ein ander 
weitiges Heimathrecht erworben zu haben; 

c) diejenigen, welche von heimathloſen Eltern zufällig innerhalb des 
Staatsgebiets geboren ſind, ſo lange ſie nicht in einem anderen 
Staate das Unterthanenrecht, nach deſſen Verfaſſung erworben, oder ſich 
daſelbſt mit Anlegung einer Wirthſchaft verheirathet, oder darin zehn 
Jahre lang gewohnt haben; 

d) diejenigen, welche zwar weder in dem Staatsgebiete geboren ſind, noch 
das Unterthanenrecht nach deſſen Verfaſſung erworben haben, hingegen 
in nähere Verbindung mit dem Staate dadurch getreten find, daß fie 
ſich in demſelben unter Anlegung einer Wirthſchaft (welche auch 
dann ſchon als vorhanden anzunehmen iſt, wenn ſelbſt nur Einer der 
Eheleute ſich auf eine andere Art als im herrſchaftlichen Geſindedienſte 
Bekoͤſtigung verſchafft hat) verheirathet haben, oder daß ſie ſich darin 
waͤhrend eines Zeitraums von zehn Jahren ohne Unterbrechung 
freiwillig aufgehalten haben. 


b 


— 


* 
Wenn eine Perſon ausgewieſen wird, welche in dem einen Staate zu⸗ 
fällig geboren iſt, in einem andern aber das Unterthanenrecht ausdrücklich er⸗ 
worben, oder mit Anlegung einer Wirthſchaft ſich verheirathet, oder durch 9 
jaͤh⸗ 
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jährigen Aufenthalt ſich einheimiſch gemacht hat, fo iſt der letztere Staat, vor⸗ 
zugsweiſe, dieſelbe aufzunehmen, verbunden. Trifft das ausdruͤcklich erworbene 
Untert hanenrecht in dem einen Staate, mit der Verheirathung oder zehnjaͤhri⸗ 
gen Wohnung in einem andern Staate zuſammen, ſo iſt das erſtere Verhaͤlt⸗ 
niß entſcheidend. Iſt eine 15 7 in dem einen Staate in die Ehe ge⸗ 
treten, in einem andern aber nach ihrer Verheirathung waͤhrend des beſtimm⸗ 
ten Zeitraums von zehn Jahren geduldet worden, ſo muß ſie in dem letztern 
beibehalten werden. 


F. A. 
Sind bei einer auszuweiſenden Perſon keine der in den vorſtehenden 
Paragraphen enthaltenen Beſtimmungen anwendbar, ſo muß derjenige Staat, 
in welchem ſie ſich befindet, dieſelbe vorlaͤufig beibehalten. 


§. 5. 

Verheirathete Perſonen weiblichen Geſchlechts ſind demjenigen 
Staate zuzuweiſen, welchem ihr Ehemann, vermoͤge eines der angeführten Verhaͤlt⸗ 
niſſe, zugehoͤrt. Wittwen ſind nach eben denſelben Grundſaͤtzen zu behandeln, es 
waͤre denn, daß waͤhrend ihres Wittwenſtandes eine Veraͤnderung eingetreten ſey, 
durch welche ſie, nach den Grundſaͤtzen der gegenwaͤrtigen Uebereinkunft, einem 
andern Staate zufallen. 6 


§. 6. 
Befinden ſich unter einer le Familie unfelbftftändige Kin⸗ 
der, d. h. ſolche, welche aus der elterlichen Gewalt noch nicht entlaſſen And, ſo 
ſind ſolche, ohne Ruͤckſicht auf ihren zufaͤlligen Geburtsort, in denjenigen Staat 
zu verweiſen, welchem, bei ehelichen Kindern der Vater, oder bei unehelichen die 
Mutter zugehoͤrt. Wenn aber die Mutter unehelicher Kinder nicht mehr am 
Leben iſt, und dieſelben bei ihrem Vater befindlich ſind, ſo werden ſie von dem 
Staate mit uͤbernommen, welchem der Vater zugehoͤrt. So oft in Folge vor⸗ 
ſtehender Vorſchrift unſelbſtſtaͤndige Kinder in den Staat zu verweiſen ſind, 
welchem der Vater bezuͤglich die Mutter zugehoͤrt, ſoll die einmal erfolgte Zu⸗ 
weiſung der Kinder nicht auf eine gewiſſe Zeit beſchraͤnkt, ſondern als fo lange 
fortdauernd betrachtet werden, bis etwa die Kinder in dem anderen Staate ein 
neues Heimathrecht nach den Beſtimmungen dieſer Konvention ſelbſtſtaͤndig er⸗ 
werben werden. 

Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß Kinder, welche nach der Be⸗ 
ſtimmung im erſten Satze dieſes $. als unſelbſtſtaͤndig zu betrachten find, ſchon 
durch die Handlungen ihrer Eltern an und fuͤr ſich und ohne daß es einer 
eignen Thaͤtigkeit oder eines beſonders begruͤndeten Rechts der Kinder bedarf, 
derjenigen Staatsangehoͤrigkeit theilhaftig werden, welche die Eltern während 
der Unſelbſtſtaͤndigkeit ihrer Kinder erwerben. Dagegen koͤnnen einen ſolchen 
Einfluß auf die Staatsangehoͤrigkeit unſelbſtſtaͤndiger ehelicher Kinder die⸗ 
jenigen Veraͤnderungen nicht aͤußern, welche ſich nach dem Tode des Vaters 
derſelben in der Staatsangehoͤrigkeit ihrer ehelichen Mutter ereignen. 


> $. 2 
Hat ein Staatsangehoͤriger durch irgend eine Handlung ſich ſeines 
Unterthanenrechts verluſtig gemacht, ohne einem andern Staate zugehoͤrig 
(No, 2104.) ge: 
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geworden zu ſeyn, fo kann der erſtere Staat der Beibehaltung oder Wieder⸗ 
annahme deſſelben ſich nicht entziehen. 


$. 8. 
Handlungsdiener, Handwerksgeſellen, Dienſtboten, Schaͤfer 
und andere Hirten, welche, ohne eine ſelbſtſtaͤndige Wirthſchaft zu haben, in 
Dienſten ſtehen, imgleichen Zoͤglinge und Studirende, welche der Erziehung 
oder des Unterrichts wegen irgendwo verbleiben, erwerben durch dieſen Aufent⸗ 
halt, wenn derſelbe auch laͤnger als zehn Jahre dauern ſollte, kein Wohnſitzrecht. 


§. 9. 

Koͤnnen die reſp. Behoͤrden uͤber die Verpflichtung des Staats, dem die 
Uebernahme angeſonnen wird, der in dieſer Uebereinkunft aufgeſtellten Kennzei— 
chen der Verpflichtung ungeachtet, bei der daruͤber ſtattfindenden Korreſpondenz 
ſich nicht vereinigen, und iſt die deshalbige Differenz derſelben auch im diplo—⸗ 
matiſchen Wege nicht zu beſeitigen geweſen, ſo wollen beide kontrahirenden Theile 
den Streitfall zur kompromiſſariſchen Entſcheidung eines ſolchen dritten 
Bundesſtaates bringen, welcher ſich mit beiden kontrahirenden Theilen wegen 
e Uebernahme der Ausgewieſenen in denſelben Vertragsverhaͤltniſſen 

efindet. 

Die Wahl der zur Uebernahme des Kompromiſſes zu erſuchenden Bun— 
desregierung bleibt demjenigen der kontrahirenden Theile uͤberlaſſen, der zur 
Uebernahme des Ausgewieſenen verpflichtet werden ſoll. An dieſe dritte Regie⸗ 
rung hat jede der betheiligten Regierungen jedesmal nur eine Darlegung der 
Sachlage, wovon der andern Regierung eine Abſchrift nachrichtlich mitzutheilen 
iſt, in kuͤrzeſter Friſt einzuſenden. ö 

Bis die ſchiedsrichterliche Entſcheidung erfolgt, gegen deren Inhalt von 
keinem Theile eine weitere Einwendung zulaͤſſig iſt, hat derjenige Staat, in 
deſſen Gebiet das auszuweiſende Individuum beim Entſtehen der Differenz ſich 
befunden, die Verpflichtung, daſſelbe in ſeinem Gebiete zu behalten. 


$. 10. 

Denjenigen, welche ausgewieſen werden, hingegen in dem benachbarten 
Staate, nach den in der gegenwaͤrtigen Uebereinkunft feſtgeſtellten Grundſaͤtzen, 
kein Heimweſen anzuſprechen haben, iſt dieſer Staat den Eintritt in ſein Ge⸗ 
biet zu geſtatten, nicht ſchuldig, es wuͤrde denn urkundlich zur voͤlligen Ueber⸗ 
zeugung dargethan werden, daß das zu uͤbernehmende Individuum einem 
ruͤckwaͤrts liegenden Staate zugehoͤre, welchem daſſelbe auf geradem Wege 
nicht anders, als durch das Gebiet des erſteren, zugeſchickt werden kann. 


$. 11. 

Saͤmmtlichen ber Behoͤrden wird es zur ſtrengſten Pflicht ge⸗ 
macht, die Abſendung der 12 5 84 — in das Gebiet des andern der beiden 
kontrahirenden Theile nicht bloß auf die eigene unzuverlaͤßige Angabe derſelben 
u veranlaſſen, fondern, wenn das Verhaͤltniß, wodurch der andere Staat zur 
Annahme eines Auszuweiſenden der Uebereinkunft an verpflichtet wird, nicht aus 
einem unverdaͤchtigen Paſſe, oder aus andern voͤllig glaubhaften Urkunden her⸗ 
vorgeht, oder, wenn die Angabe des Auszuweiſenden nicht durch beſondere i 

un 
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und die Verhaͤltniſſe des vorliegenden Falles unzweifelhaft gemacht wird, zuvor 
die Wahrheit forgfältig zu ermitteln, und nöthigenfalls bei der, vermeint⸗ 
lich 105 Aufnahme des Auszuweiſenden verpflichteten, Behoͤrde Erkundigung ein⸗ 
zuziehen. 

5 12. 

N Sollte der Fall eintreten, daß ein von dem einen der beiden kontrahi⸗ 
renden Theile dem andern Theile zur Weiterſchaffung in einen ruͤckwaͤrts 
liegenden Staat, zufolge der Beſtimmung des F. 10. zugefuͤhrter Ausge⸗ 
wieſener von dem letzteren nicht angenommen wuͤrde, ſo kann derſelbe wie⸗ 
der in denjenigen Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, zur vorlaͤufigen Bei⸗ 
behaltung zuruͤckgebracht werden. 


i $. 13. 
Um die Transporte gehoͤrig zu dirigiren, ſind zu beiderſeitigen Ueber— 
gabeorten und zwar: 


auf Kurheſſiſchem Gebiet: auf Koͤniglich Preußiſchem Gebiet: 
Volkmarſen, Warburg, 
Karlshafen, Beverungen, 
Witzenhauſen, Lauben 
Eſchwege, reffurth, 
Frankenberg und Medebach und 


Schmalkalden ö Suhla 
feſtgeſetzt worden, wobei es ſich von Ds verfteht, daß Preußiſche im Schaum: 
burgiſchen ergriffene Perſonen von Rinteln nach Minden und die aus der 
Grafſchaft Schaumburg gebuͤrtigen Perſonen von Minden nach Rinteln ab- 
geliefert werden. 


F. 14. 

Die Ueberweiſung der die oͤffentliche Sicherheit gefaͤhrdenden Ausgewie⸗ 
ſenen geſchieht in der Regel vermittelſt Transports und Abgabe derſelben an 
die Polizeibehoͤrde desjenigen Ortes, wo der Transport als von Seiten des 
ausweiſenden Staats beendigt anzu 1 50 iſt. Mit ſolchen Ausgewieſenen wer⸗ 
den zugleich die Beweisſtuͤcke, worauf der Transport der Uebereinkunft gemaͤß 
gegründet wird, übergeben. In ſolchen Faͤllen, wo keine Gefahr zu beſorgen 
iſt, koͤnnen einzelne Ausgewieſene auch mittelſt eines Laufpaſſes, in welchem ih⸗ 
nen die zu befolgende Route genau vorgeſchrieben iſt, in ihr Vaterland dirigirt 
werden. 

Es ſollen auch nie mehr als drei Perſonen zugleich auf den Trans» 
port gegeben werden, es ſey denn, daß fie zu einer und derſelben Familie gehör- 
ten, und in dieſer Hinſicht nicht wohl getrennt werden koͤnnen. 

Groͤßere, ſogenannte Vagantenſchube ſollen kuͤnftig nicht Statt finden. 


§. 15. 

Da die Ausweiſung der einem der kontrahirenden Staaten laͤſtig gewor⸗ 
denen Perſonen nicht auf Requiſition des zur Annahme verpflichteten Staats 
geſchieht, und dadurch zunaͤchſt nur der eigene Vortheil des ausweiſenden 
Staats bezweckt wird, ſo koͤnnen fuͤr den Transport und die Verpflegung der 
Ausgewieſenen keine Anforderungen an den uͤbernehmenden Staat gemacht wer— 

(No. 2104.) den. 
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den. Wird aber ein E. N einem ruͤckwaͤrts liegenden Staate 

zugeführt werden ſoll, von dieſem nicht angenommen, und deshalb nach §. 12. 

in denjenigen Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, ee ebracht, ſo muß 

letzterer auch die Koſten des Transports und der Verpflegung erſtatten, 

welche bei der Zuruͤckfuͤhrung aufgelaufen ſind. 
Berlin, den 26. Mai 1840. 


(L. S) 


Koͤniglich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
8 Sich. v. Werther. 


N Erklärung wird, nachdem dieſelbe gegen eine uͤbereinſtimmende Er⸗ 
klaͤrung des Kurfuͤrſtlich Heſſiſchen Miniſteriums der auswaͤrtigen Angelegen— 
heiten vom 20. Juni d. J. ausgewechſelt worden, hierdurch zur oͤffentlichen 
Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 9. Juli 1840. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 8 


